
RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/94/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Oktober 2008

über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers

(kodifizierte Fassung)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ­
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 137 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 80/987/EWG des Rates vom 20. Oktober
1980 über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungs­
unfähigkeit des Arbeitgebers (3) wurde mehrfach und er­
heblich geändert (4). Aus Gründen der Klarheit und der
Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren.

(2) Unter Nummer 7 der am 9. Dezember 1989 angenom­
menen Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der
Arbeitnehmer heißt es, dass die Verwirklichung des Bin­
nenmarkts zu einer Verbesserung der Lebens- und Ar­
beitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft
führen muss und dass diese Verbesserung, soweit nötig,

dazu führen muss, dass bestimmte Bereiche des Arbeits­
rechts wie die Verfahren bei Massenentlassungen oder bei
Konkursen ausgestaltet werden.

(3) Es sind Bestimmungen notwendig, die die Arbeitnehmer
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers schützen und
um ihnen ein Minimum an Schutz zu sichern, insbeson­
dere die Zahlung ihrer nicht erfüllten Ansprüche zu ge­
währleisten; dabei muss die Notwendigkeit einer ausge­
wogenen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in
der Gemeinschaft berücksichtigt werden. Deshalb sollten
die Mitgliedstaaten eine Einrichtung schaffen, die die Be­
friedigung der nicht erfüllten Arbeitnehmeransprüche ga­
rantiert.

(4) Zur Gewährleistung eines angemessenen Schutzes der be­
troffenen Arbeitnehmer ist es angebracht, den Begriff der
Zahlungsunfähigkeit im Lichte der Rechtsentwicklung in
den Mitgliedstaaten auf diesem Sachgebiet zu bestimmen
und mit diesem Begriff auch andere Insolvenzverfahren
als Liquidationsverfahren zu erfassen. In diesem Zusam­
menhang sollten die Mitgliedstaaten, um zu bestimmen,
ob die Garantieeinrichtung zu einer Zahlung verpflichtet
ist, vorsehen können, dass für den Fall, dass das Vorlie­
gen einer Insolvenz zu mehreren Insolvenzverfahren
führt, die Situation so behandelt wird, als handelte es
sich um ein einziges Insolvenzverfahren.

(5) Es sollte vorgesehen werden, dass Arbeitnehmer, die un­
ter die Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezem­
ber 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlosse­
nen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit (5), die
Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999
zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über be­
fristete Arbeitsverträge (6) und die Richtlinie
91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ergän­
zung der Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit
und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit be­
fristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis (7)
fallen, nicht vom Geltungsbereich der vorliegenden Richt­
linie ausgeschlossen werden.
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(6) Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit für die Arbeit­
nehmer von zahlungsunfähigen Unternehmen, die in
mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, und zur Festigung
der Rechte dieser Arbeitnehmer im Sinne der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaf­
ten ist es angebracht, Bestimmungen vorzusehen, die aus­
drücklich festlegen, welche Einrichtung in solchen Fällen
für die Befriedigung der nicht erfüllten Arbeitnehmeran­
sprüche zuständig ist, und deren Ziel die Zusammenar­
beit der zuständigen Verwaltungen der Mitgliedstaaten
zur schnellstmöglichen Befriedigung der nicht erfüllten
Arbeitnehmeransprüche ist. Ferner ist es angebracht,
eine ordnungsgemäße Anwendung der einschlägigen Be­
stimmungen dadurch zu gewährleisten, dass eine Zusam­
menarbeit der zuständigen Verwaltungen der Mitglied­
staaten vorgesehen wird.

(7) Die Mitgliedstaaten können Grenzen für die Verpflichtun­
gen der Garantieeinrichtungen festlegen, die mit der so­
zialen Zielsetzung der Richtlinie vereinbar sein müssen
und die unterschiedliche Höhe von Ansprüchen berück­
sichtigen können.

(8) Zur Erleichterung der Feststellung von Insolvenzverfah­
ren, insbesondere in grenzübergreifenden Fällen, sollte
vorgesehen werden, dass die Mitgliedstaaten der Kommis­
sion und den anderen Mitgliedstaaten mitteilen, welche
Arten von Insolvenzverfahren eine Eintrittspflicht der Ga­
rantieeinrichtung auslösen.

(9) Da das Ziel der durch die vorliegende Richtlinie beab­
sichtigten Maßnahme auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden kann und daher besser
auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen ist, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Ver­
trags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Ver­
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über
das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(10) Die Kommission sollte dem Europäischen Parlament und
dem Rat einen Bericht über die Umsetzung und Durch­
führung dieser Richtlinie, insbesondere bezüglich neuer,
sich in den Mitgliedstaaten entwickelnder Beschäftigungs­
formen, unterbreiten.

(11) Die vorliegende Richtlinie sollte die Verpflichtung der
Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang I Teil C ge­
nannten Fristen für die Umsetzung der dort genannten
Richtlinien in innerstaatliches Recht und für die Anwen­
dung dieser Richtlinien unberührt lassen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) Diese Richtlinie gilt für Ansprüche von Arbeitnehmern
aus Arbeitsverträgen oder Arbeitsverhältnissen gegen Arbeitge­
ber, die zahlungsunfähig im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 sind.

(2) Die Mitgliedstaaten können die Ansprüche bestimmter
Gruppen von Arbeitnehmern wegen des Bestehens anderer Ga­
rantieformen ausnahmsweise vom Anwendungsbereich dieser
Richtlinie ausschließen, wenn diese den Betroffenen nachweis­
lich einen Schutz gewährleisten, der dem sich aus dieser Richt­
linie ergebenden Schutz gleichwertig ist.

(3) Die Mitgliedstaaten können, sofern eine solche Vorschrift
nach in ihrem innerstaatlichen Recht bereits angewandt wird,
auch weiterhin folgende Personen vom Anwendungsbereich die­
ser Richtlinie ausschließen:

a) Hausangestellte, die von einer natürlichen Person beschäftigt
werden;

b) Fischer, die in Form eines Erlösanteils entlohnt werden.

Artikel 2

(1) Im Sinne dieser Richtlinie gilt ein Arbeitgeber als zah­
lungsunfähig, wenn die Eröffnung eines nach den Rechts- und
Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaats vorgeschriebenen
Gesamtverfahrens beantragt worden ist, das die Insolvenz des
Arbeitgebers voraussetzt und den teilweisen oder vollständigen
Vermögensbeschlag gegen diesen Arbeitgeber sowie die Bestel­
lung eines Verwalters oder einer Person, die eine ähnliche Funk­
tion ausübt, zur Folge hat, und wenn die aufgrund der genann­
ten Rechts- und Verwaltungsvorschriften zuständige Behörde

a) die Eröffnung des Verfahrens beschlossen hat; oder

b) festgestellt hat, dass das Unternehmen oder der Betrieb des
Arbeitgebers endgültig stillgelegt worden ist und die Vermö­
gensmasse nicht ausreicht, um die Eröffnung des Verfahrens
zu rechtfertigen.

(2) Diese Richtlinie lässt das einzelstaatliche Recht bezüglich
der Begriffsbestimmung der Worte „Arbeitnehmer“, „Arbeitge­
ber“, „Arbeitsentgelt“, „erworbenes Recht“ und „Anwartschafts­
recht“ unberührt.
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Die Mitgliedstaaten dürfen jedoch folgende Personen vom An­
wendungsbereich dieser Richtlinie nicht ausschließen:

a) Teilzeitarbeitnehmer im Sinne der Richtlinie 97/81/EG;

b) Arbeitnehmer mit befristetem Arbeitsvertrag im Sinne der
Richtlinie 1999/70/EG;

c) Arbeitnehmer mit Leiharbeitsverhältnis im Sinne von Arti­
kel 1 Nummer 2 der Richtlinie 91/383/EWG.

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen den Anspruch der Arbeitneh­
mer auf Schutz nach dieser Richtlinie nicht von einer Mindest­
dauer des Arbeitsvertrags oder Arbeitsverhältnisses abhängig
machen.

(4) Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran,
den Schutz der Arbeitnehmer auf andere Situationen der Zah­
lungsunfähigkeit — beispielsweise tatsächlich auf Dauer einge­
stellte Zahlungen — die nach anderen im einzelstaatlichen
Recht vorgesehenen Verfahren als den in Absatz 1 genannten
Verfahren festgestellt worden ist, auszuweiten.

Durch derartige Verfahren entstehen den Garantieeinrichtungen
der übrigen Mitgliedstaaten in Fällen nach Kapitel IV jedoch
keine Verpflichtungen.

KAPITEL II

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE GARANTIEEINRICHTUNGEN

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, da­
mit vorbehaltlich des Artikels 4 Garantieeinrichtungen die Be­
friedigung der nicht erfüllten Ansprüche der Arbeitnehmer aus
Arbeitsverträgen und Arbeitsverhältnissen sicherstellen, ein­
schließlich, sofern dies nach ihrem innerstaatlichen Recht vor­
gesehen ist, einer Abfindung bei Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses.

Die Ansprüche, deren Befriedigung die Garantieeinrichtung
übernimmt, sind die nicht erfüllten Ansprüche auf Arbeitsent­
gelt für einen Zeitraum, der vor und/oder gegebenenfalls nach
einem von den Mitgliedstaaten festgelegten Zeitpunkt liegt.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 3 vorgesehene
Zahlungspflicht der Garantieeinrichtungen begrenzen.

(2) Machen die Mitgliedstaaten von der in Absatz 1 genann­
ten Möglichkeit Gebrauch, so legen sie die Dauer des Zeitraums
fest, für den die Garantieeinrichtung die nicht erfüllten Ansprü­
che zu befriedigen hat. Diese Dauer darf jedoch einen Zeitraum,
der die letzten drei Monate des Arbeitsverhältnisses und die
damit verbundenen Ansprüche auf Arbeitsentgelt umfasst und
der vor und/oder nach dem Zeitpunkt gemäß Artikel 3 Absatz
2 liegt, nicht unterschreiten.

Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass dieser Mindestzeit­
raum von drei Monaten innerhalb eines Bezugszeitraums von
mindestens sechs Monaten liegen muss.

Die Mitgliedstaaten, die einen Bezugszeitraum von mindestens
18 Monaten vorsehen, können den Zeitraum, für den die Ga­
rantieeinrichtung die nicht erfüllten Ansprüche zu befriedigen
hat, auf acht Wochen beschränken. In diesem Fall werden für
die Berechnung des Mindestzeitraums die für die Arbeitnehmer
vorteilhaftesten Zeiträume zugrunde gelegt.

(3) Die Mitgliedstaaten können Höchstgrenzen für die von
der Garantieeinrichtung zu leistenden Zahlungen festsetzen.
Diese Höchstgrenzen dürfen eine mit der sozialen Zielsetzung
dieser Richtlinie zu vereinbarende soziale Schwelle nicht unter­
schreiten.

Machen die Mitgliedstaaten von dieser Befugnis Gebrauch, so
teilen sie der Kommission mit, nach welcher Methode sie die
Höchstgrenze festsetzen.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten des Aufbaus, der Mit­
telaufbringung und der Arbeitsweise der Garantieeinrichtungen
fest, wobei sie insbesondere folgende Grundsätze beachten:

a) das Vermögen der Einrichtungen muss vom Betriebsvermö­
gen der Arbeitgeber unabhängig und so angelegt sein, dass es
einem Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit nicht zugänglich
ist;

b) die Arbeitgeber müssen zur Mittelaufbringung beitragen, es
sei denn, dass diese in vollem Umfang durch die öffentliche
Hand gewährleistet ist;

c) die Zahlungspflicht der Einrichtungen besteht unabhängig
von der Erfüllung der Verpflichtungen, zur Mittelaufbringung
beizutragen.
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KAPITEL III

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE SOZIALE SICHERHEIT

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Artikel 3, 4 und
5 nicht für die Beiträge der Arbeitnehmer zu den einzelstaat­
lichen gesetzlichen Systemen der sozialen Sicherheit oder den
betrieblichen oder überbetrieblichen Zusatzversorgungseinrich­
tungen außerhalb der einzelstaatlichen gesetzlichen Systeme
der sozialen Sicherheit gelten.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die Nichtzahlung an ihre Versicherungsträ­
ger von Pflichtbeiträgen zu den einzelstaatlichen gesetzlichen
Systemen der sozialen Sicherheit, die vom Arbeitgeber vor Ein­
tritt seiner Zahlungsunfähigkeit geschuldet waren, keine Nach­
teile für die Leistungsansprüche der Arbeitnehmer gegenüber
diesen Versicherungsträgern mit sich bringt, soweit die Arbeit­
nehmerbeitragsanteile von den gezahlten Löhnen einbehalten
worden sind.

Artikel 8

Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass die notwendigen
Maßnahmen zum Schutz der Interessen der Arbeitnehmer sowie
der Personen, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Zahlungsun­
fähigkeit des Arbeitgebers aus dessen Unternehmen oder Betrieb
bereits ausgeschieden sind, hinsichtlich ihrer erworbenen Rechte
oder Anwartschaftsrechte auf Leistungen bei Alter, einschließlich
Leistungen für Hinterbliebene, aus betrieblichen oder überbe­
trieblichen Zusatzversorgungseinrichtungen außerhalb der ein­
zelstaatlichen gesetzlichen Systeme der sozialen Sicherheit ge­
troffen werden.

KAPITEL IV

VORSCHRIFTEN FÜR GRENZÜBERGREIFENDE FÄLLE

Artikel 9

(1) Ist ein Unternehmen, das im Hoheitsgebiet mindestens
zweier Mitgliedstaaten tätig ist, zahlungsunfähig im Sinne von
Artikel 2 Absatz 1, so ist für die Befriedigung der nicht erfüllten
Arbeitnehmeransprüche die Einrichtung desjenigen Mitglied­
staats zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die betreffenden Ar­
beitnehmer ihre Arbeit gewöhnlich verrichten oder verrichtet
haben.

(2) Der Umfang der Rechte der Arbeitnehmer richtet sich
nach dem für die zuständige Garantieeinrichtung geltenden
Recht.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnah­
men, um sicherzustellen, dass Entscheidungen, die in den in
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Fällen im Rah­
men eines Insolvenzverfahrens gemäß Artikel 2 Absatz 1 er­
gehen, dessen Eröffnung in einem anderen Mitgliedstaat bean­
tragt wurde, bei der Feststellung der Zahlungsunfähigkeit des
Arbeitgebers im Sinne dieser Richtlinie berücksichtigt werden.

Artikel 10

(1) Zur Durchführung von Artikel 9 sehen die Mitgliedstaa­
ten den Austausch einschlägiger Informationen zwischen den
zuständigen öffentlichen Verwaltungen und/oder den in Artikel 3
Absatz 1 genannten Garantieeinrichtungen vor, mit dem insbe­
sondere ermöglicht wird, dass die zuständige Garantieeinrich­
tung von den nicht erfüllten Arbeitnehmeransprüchen unter­
richtet wird.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den ande­
ren Mitgliedstaaten die genauen Angaben zu den jeweiligen zu­
ständigen öffentlichen Verwaltungen und/oder Garantieeinrich­
tungen mit. Die Kommission macht diese Informationen der
Öffentlichkeit zugänglich.

KAPITEL V

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 11

Diese Richtlinie schränkt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaa­
ten ein, für die Arbeitnehmer günstigere Rechts- oder Verwal­
tungsvorschriften anzuwenden oder zu erlassen.

Die Durchführung dieser Richtlinie darf unter keinen Umstän­
den als Begründung für einen Rückschritt gegenüber der be­
stehenden Situation in jedem einzelnen Mitgliedstaat und gegen­
über dem allgemeinen Niveau des Arbeitnehmerschutzes in dem
von ihr abgedeckten Bereich herangezogen werden.

Artikel 12

Diese Richtlinie steht nicht der Möglichkeit der Mitgliedstaaten
entgegen,

a) die zur Vermeidung von Missbräuchen notwendigen Maß­
nahmen zu treffen;

b) die in Artikel 3 vorgesehene Zahlungspflicht oder die in
Artikel 7 vorgesehene Garantiepflicht abzulehnen oder ein­
zuschränken, wenn sich herausstellt, dass die Erfüllung der
Verpflichtung wegen des Bestehens besonderer Bindungen
zwischen dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber und ge­
meinsamer Interessen, die sich in einer Kollusion zwischen
dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber ausdrücken, nicht
gerechtfertigt ist;
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c) die in Artikel 3 vorgesehene Zahlungspflicht oder die in
Artikel 7 vorgesehene Garantiepflicht in den Fällen abzuleh­
nen oder einzuschränken, in denen ein Arbeitnehmer allein
oder zusammen mit engen Verwandten Inhaber eines we­
sentlichen Teils des Unternehmens oder Betriebs des Arbeit­
gebers war und beträchtlichen Einfluss auf dessen Tätigkeiten
hatte.

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen
Mitgliedstaaten die Arten von nationalen Insolvenzverfahren,
die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, sowie sämt­
liche diese Verfahren betreffenden Änderungen mit.

Die Kommission veröffentlicht diese Mitteilungen im Amtsblatt
der Europäischen Union.

Artikel 14

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem unter
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 15

Bis spätestens zum 8. Oktober 2010 unterbreitet die Kommis­
sion dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht
über die Umsetzung und Durchführung der Artikel 1 bis 4, 9
und 10, des Artikels 11 Absatz 2, des Artikels 12 Buchstabe c
sowie der Artikel 13 und 14 in den Mitgliedstaaten.

Artikel 16

Die Richtlinie 80/987/EWG, in der Fassung der in Anhang I
aufgeführten Rechtsakte, wird unbeschadet der Verpflichtung
der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang I Teil C genann­
ten Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richtlinien in
innerstaatliches Recht und für die Anwendung dieser Richtlinien
aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei­
sungen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe
der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.

Artikel 17

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 18

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 22. Oktober 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J.-P. JOUYET
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ANHANG I

TEIL A

Aufgehobene Richtlinie mit ihren nachfolgenden Änderungen

(gemäß Artikel 16)

Richtlinie 80/987/EWG des Rates (ABl. L 283 vom 28.10.1980, S. 23)

Richtlinie 87/164/EWG des Rates (ABl. L 66 vom 11.3.1987, S. 11)

Richtlinie 2002/74/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 270 vom 8.10.2002, S. 10)

TEIL B

Nicht aufgehobener Änderungsakt

(gemäß Artikel 16)

Beitrittsakte von 1994

TEIL C

Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht und für die Anwendung

(gemäß Artikel 16)

Richtlinie Umsetzungsfrist Datum der Anwendung

80/987/EWG 23. Oktober 1983

87/164/EWG 1. Januar 1986

2002/74/EG 7. Oktober 2005
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ANHANG II

Entsprechungstabelle

Richtlinie 80/987/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Artikel 3

Artikel 4 Artikel 4

Artikel 5 Artikel 5

Artikel 6 Artikel 6

Artikel 7 Artikel 7

Artikel 8 Artikel 8

Artikel 8a Artikel 9

Artikel 8b Artikel 10

Artikel 9 Artikel 11

Artikel 10 Artikel 12

Artikel 10a Artikel 13

Artikel 11 Absatz 1 —

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 14

Artikel 12 —

— Artikel 15

— Artikel 16

— Artikel 17

Artikel 13 Artikel 18

— Anhang I

— Anhang II
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